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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Mittels einer parlamentarischen Initiative wollte Nationalrat Michael Töngi (gp, LU)
erreichen, dass bei Gebäudesanierungen der Anteil der Sanierungskosten, der als
wertvermehrende Investition gilt und auf den Mietzins überwälzt werden kann,
gesenkt wird. Heute dürfen bei umfassenden Sanierungen 50 bis 70 Prozent der Kosten
als wertvermehrende Investitionen überwälzt werden. Laut Töngi habe nun aber eine
Studie der Hochschule Luzern gezeigt, dass der Anteil der wertvermehrenden
Investitionen tatsächlich zwischen 34 und 58 Prozent liege. Der Anteil an
werterhaltenden Investitionen seien demnach höher als gedacht. Deshalb müsse der
maximale Überwälzungssatz gesenkt werden. Dies sei nicht zum Nachteil der
Vermieterseite, so Töngi. Falls der Anteil der wertvermehrenden Investitionen höher als
der maximale Überwälzungssatz sei, könnten Vermietende nämlich anstatt des
pauschalen Überwälzungssatzes die Kosten im Einzelnachweis belegen und einen
höheren Anteil überwälzen.

Eine Mehrheit der RK-NR zeigte sich von Töngis Argumenten nicht überzeugt. Wie
Kommissionssprecher Matthias Bregy (mitte, VS) in der Wintersession 2022 im
Nationalrat erklärte, sei die Mehrheit der Kommission der Meinung, dass die
parlamentarische Initiative wichtige Anreize für Gebäudesanierungen abbaue. Unter
Berücksichtigung der generell überalteten Gebäude in der Schweiz müssten nämlich
eher mehr Gebäudesanierungen vorgenommen werden – auch damit die Schweiz ihre
Klimaziele erreichen könne. Der Nationalrat folgte dem Antrag seiner RK und stimmte
mit 121 zu 68 Stimmen (bei 1 Enthaltung) dafür, der Initiative keine Folge zu geben. Einzig
die Fraktionen der Grünen und der SP stimmten für die Initiative. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2022
ELIA HEER

Anfang März 2023 beriet der Nationalrat eine Vorlage, welche seine RK-NR aus einer
parlamentarischen Initiative Hans Egloff (svp, ZH) betreffend die «Vermeidung
missbräuchlicher Untermiete» ausgearbeitet hatte. Der Entwurf sah vor, dass für ein
neues Untermietverhältnis künftig die schriftliche Zustimmung der Vermieterin oder
des Verpächters erforderlich sein soll. Wenn dabei die Voraussetzungen nicht erfüllt
werden, soll der Vermieterin oder dem Verpächter ein ausserordentliches
Kündigungsrecht zustehen. Ausserdem soll die Vermieterschaft neu ein
Untermietverhältnis ablehnen können dürfen, wenn dieses für eine Dauer von mehr als
zwei Jahren vorgesehen ist. Die Vorlage wurde insbesondere von Mitgliedern der
Fraktionen der SP und der Grünen bekämpft. Es gäbe keinen gesetzlichen
Handlungsbedarf in dem Bereich, so etwa Florence Brenzikofer (gp, BL). Sie sah in der
Vorlage einen Versuch, den «ohnehin schwachen Kündigungsschutz in der Schweiz
weiter [abzubauen]». Insbesondere sei es unverhältnismässig, dass eine
ausserordentliche Kündigungsfrist zur Anwendung kommen könnte, bei
Untermietverhältnissen, die etwa wegen Formfehlern nicht den gesetzlichen Kriterien
entsprechen. Baptiste Hurni (sp, NE) und Raphael Mahaim (gp, VD) äusserten sich
ähnlich. Sie sahen aktuell nur ein Problem mit den Untermietverhältnissen in der
Schweiz, nämlich im Zusammenhang mit Plattformen wie Airbnb. Doch dann sollten
besser die Plattformen direkt reguliert werden, anstatt die Gesamtheit der
Untermietverhältnisse zu attackieren, so Mahaim. Anders als bei der unmittelbar
danach beratenen Vorlage betreffend die Kündigung bei Eigenbedarf äusserte sich bei
dieser Vorlage auch die GLP klar kritisch. Beat Flach (glp, AG) bezeichnete den Entwurf
als einen «bürokratischen Blockadeartikel, angereichert mit zusätzlichen Hürden und
Folgen für die Mieterinnen und Mieter». Auch Flach sah keinen Handlungsbedarf. Die
geltenden Regeln funktionierten und es sei deshalb unnötig und «unliberal», weitere
Bürokratie aufzubauen. Für die Vorlage plädierten die Fraktionen der SVP, FDP und
Mitte. Pirmin Schwander (svp, SZ) sagte, mit der Revision werde eine Unklarheit
behoben, darüber wie lange eine vorübergehende Abwesenheit und ein
Untermietverhältnis dauern kann. Das sei gerade auch in der aktuell herrschenden
Wohnungsnot wichtig, da Wohnungen, welche durch Untermiete blockiert seien, damit
frei würden. Christian Lüscher (fdp, GE) vertrat die Position der freisinnigen Fraktion,
welche aus ähnlichen Gründen wie Schwander und die SVP die Vorlage unterstützte.
Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) sprach sich für die Mitte-Fraktion ebenfalls für die
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Vorlage aus. Die Untervermietung würde mit der Änderung gestärkt und die
Vermieterinnen und Vermieter geschützt. Es sei normal, dass es bei Verstössen gegen
Regelungen auch Sanktionen geben sollte, konterte er die Kritik unter anderem von
Florence Brenzikofer betreffend die ausserordentlichen Kündigungsfristen. Er liess
auch das Argument betreffend mehr Bürokratie nicht gelten. Mietverträge seien
grundsätzlich schriftlich, weshalb es kein zusätzlicher Aufwand sei, diese Frage in dem
Rahmen ebenfalls noch zu regeln. Bundesrat Guy Parmelin zeigte sich damit nicht
einverstanden. Im Namen des Bundesrates empfahl er dem Nationalrat, nicht auf die
Vorlage einzutreten, da die aktuellen Regelungen ausreichten, um Vermieterinnen und
Vermieter vor missbräuchlichen Untermietverhältnissen zu schützen. Auch er war der
Meinung, dass die Vorlage zu einem grösseren Bürokratieaufwand und zu
Rechtsunsicherheit führen würde. Letzteres weil der Entwurf eine nicht abschliessende
Liste an Gründen aufführte, wegen welchen der Vermieter oder die Vermieterin ein
Untermietverhältnis ablehnen kann. Schliesslich sei auch die Dauer von zwei Jahren,
worüber hinaus es laut dem Entwurf der Vermieterschaft freistehen soll, die
Untermiete abzulehnen, zu kurz – insbesondere im Kontext von Untermietverhältnissen
von Geschäftsräumen. Entgegen dem Antrag des Bundesrates stimmte die Mehrheit des
Nationalrates jedoch für Eintreten auf die Vorlage (110 zu 82 Stimmen, bei 1 Enthaltung).
Alle Fraktionen stimmten geschlossen: diejenigen der Mitte, FDP und SVP für Eintreten,
diejenigen der SP, Grünen und GLP dagegen. In der Detailberatung befand der
Nationalrat anschliessend über mehrere Minderheitsanträge, welche aus linker Sicht
zum Ziel hatten, die Regelungen und damit die negativen Folgen abzuschwächen. Sie
wurden jedoch allesamt mit dem ungefähr gleichen Stimmenverhältnis abgelehnt. So
schritt die grosse Kammer zur Gesamtabstimmung, wo die Vorlage mit 108 zu 83
Stimmen (1 Enthaltung) angenommen wurde. 2

Raumplanung

Mitte-Nationalrat Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) reichte im Dezember 2020 eine
parlamentarische Initiative ein, mit der er forderte, dass Sachpläne, die wichtigsten
Planungsinstrumente des Bundes im Bereich der Raum- und lnfrastrukturentwicklung,
dem Parlament zwingend vorgelegt werden sollen. Bregy störte sich daran, dass die
Sachpläne «einschneidende, behördenverbindliche Vorgaben» für die Verwaltung, die
Gemeinden und die Kantone darstellen würden, ohne dass diese eine parlamentarische
Debatte durchliefen. Als Beispiel nannte der Initiant den Sachplan Verkehr, der im
Herbst 2020 in Anhörung gegeben worden war und den Kantonen und Gemeinden laut
Bregy viele neue Auflagen mache. So sollten etwa der öffentliche Verkehr und der
Langsamverkehr durch einen Abbau von Parkplätzen für Arbeit, Freizeit und Einkauf
gefördert und der Individualverkehr, wo immer möglich, durch Fuss- und
Fahrradverkehr ersetzt werden, so Bregy. Die vorberatende UREK-NR beantragte ihrem
Rat mit 14 zu 11 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Die Mehrheit der
Kommission war der Meinung, dass die Initiative nicht nötig sei, da die Ausarbeitung von
Sachplänen bereits ein umfassendes Vernehmlassungsverfahren beinhalte, bei dem die
Kantone, die Gemeinden und die Bevölkerung konsultiert werden. Auch das
Bundesparlament spiele eine Rolle, da es die Anhörung der Kantone sicherstelle.
Ausserdem könnten parlamentarische Kommissionen einen Sachplan traktandieren und
diesen mit der Verwaltung besprechen. Die geltenden Bestimmungen seien genügend
wirksam und eine Annahme der Initiative verlangsame nur den Ausarbeitungsprozess
des Sachpläne. 

Der Nationalrat beugte sich in seiner Frühjahrssession 2022 über die Initiative. Initiant
Bregy weibelte persönlich für sein Anliegen und lancierte dabei einen
demokratiepolitischen Appell an den Rat. Mit den Sachplänen mache der Bund Politik,
anstatt nur politische Entscheide umzusetzen. Solange aber mit Sachplänen Politik
gemacht werde, solle das Parlament darüber debattieren können, so Bregy.
Parteikollege Nicolo Paganini (mitte, SG) sprach von einer «schleichenden
Kompetenzverschiebung vom Parlament hin zu Bundesrat und Verwaltung im Bereich
der raumwirksamen Politikbereiche», welche es zu verhindern gelte.
Kommissionssprecher Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG) räumte zwar ein, dass «bei
einigen Sachplänen tatsächlich der Eindruck entstehen [kann], dass sich der Bundesrat
nicht an den Grundsätzen des Gesetzgebers orientiert». Doch wenn Sachpläne
zwingend dem Parlament vorgelegt werden müssten, sei dies ebenfalls staatspolitisch
heikel, da fragwürdig sei, ob damit die Gewaltentrennung respektiert würde. In
Anbetracht dessen, dass allein der Flughafen Zürich ein bis zwei Sachplananpassungen
pro Jahr vornehme, hätte eine Annahme der Initiative ausserdem «enormen Einfluss»
auf die Prozessdauer. Trotz dieser Einwände stimmte eine Mehrheit des Nationalrates
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mit 94 zu 86 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) dafür, der Initiative Folge zu geben. Neben
der Folgegeben geschlossen befürwortenden SVP-Fraktion sprachen sich auch die
Fraktionen der FDP und der Mitte mehrheitlich für die Initiative aus. 3

Auf Antrag der UREK-NR beschloss der Nationalrat in seiner Wintersession 2022, die
Behandlungsfrist für eine parlamentarische Initiative Bregy (mitte, VS) betreffend eine
Einschränkung des Verbandsbeschwerderecht im Natur- und Heimatschutzgesetz um
zwei Jahre bis zur Wintersession 2024 zu verlängern. Die Kommission hatte den Antrag
damit begründet, dass die Arbeiten zu einem Gesetzesentwurf noch im Gange seien.
Der Entwurf soll unter anderem festlegen, bis zu welcher Gebäudegrösse das
Verbandsbeschwerderecht eingeschränkt werden soll und welche Ausnahmen bei der
Neuregelung vorzusehen sind. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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1) AB NR, 2022, S. 2326 ff.
2) AB NR, 2023, S. 236 ff.; NZZ, 8.3.23
3) AB NR, 2022, S. 504 ff.
4) AB NR, 2022, S. 2422 f.
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